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 Veröffentlicht am 14.04.1994

Rechtssatz

Kann sich das amtshandelnde Organ auf eine denkmögliche Auslegung einer Verwaltungsvorschrift berufen, welche

eine Beschlagnahme zulässig erscheinen läßt, so kann darin jedenfalls zunächst eine Verletzung des Eigentumsrechtes

durch eine erfolgte Beschlagnahme nicht erblickt werden. Der durch die vorläu5ge Beschlagnahme bewirkte

unmittelbare behördliche Zugri7 wird rechtswidrig und verletzt das Eigentumsrecht, wenn nicht unverzüglich, das

heißt, so rasch wie möglich, von der zuständigen Behörde ein Bescheid gemäß § 39 Abs 1 VStG erlassen oder der

beschlagnahmte Gegenstand zurückgestellt wird. War jedoch nicht erkennbar, auf welche, eine Beschlagnahme

vorsehende, Verletzung einer Verwaltungsvorschrift sich die einschreitenden Organe in einer nicht denkunmöglichen

Auslegung eines Gesetzes berufen konnte, ist die trotzdem vorgenommene Beschlagnahme rechtswidrig und der

Beschwerdeführer in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums nach

Art 5 StGG verletzt.

Quelle: Unabhängige Verwaltungssenate UVS, http://www.wien.gv.at/uvs/index.html

 2025 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

file:///
https://www.jusline.at/gesetz/vstg/paragraf/39
http://www.wien.gv.at/uvs/index.html
file:///

	RS UVS Kärnten 1994/04/14 KUVS-1641/8/93
	JUSLINE Entscheidung


